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§ 9 (1) Nr. 2 BauGB

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

BAUWEISE; BAUGRENZE

Grundflächenzahl0,6

MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
"großflächiger Einzelhandel - Nahversorger"
(siehe textl. Festsetzungen Nr. 1)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Planzeichenerklärung

SO

Baugrenze

§ 16 BauNVO

§ 11 BauNVO

§ 23 BauNVO

Geschossflächenzahl § 16 BauNVO

Zahl der VollgeschosseII § 16 BauNVO

1,6

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes § 9 (7) BauGB

ERHALTUNG UND ANPFLANZUNG VON BÄUMEN,

STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Erhaltung: Bäume
(siehe textl. Festsetzungen Nr. 4)

§ 9 (1) Nr. 11 BauGBVERKEHRSFLÄCHEN

Zu- und Ausfahrt

Umgrenzung der Fläche, deren Böden erheblich mit
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind
(hier nachrichtlich: Altstandort "Maschinenfabrik")

§ 9 (5) Nr. 3 BauGB

Baumverlust

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen und mit
Bindungen an den Erhalt von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(siehe textl. Festsetzungen Nr. 5)

§ 9 (1) Nr. 25 a und b BauGB

Gebäude

22
6

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenzen mit Grenzpunkten

SONSTIGE DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER

5 Bemaßung

8

abweichende Bauweise, i.S. einer offenen
Bauweise ohne Begrenzung der Gebäudelänge
(siehe textl. Festsetzungen Nr. 3)

a § 22 BauNVO§ 22 BauNVOa

Maßstab 1:1.000

Übersichtsplan Maßstab 1 : 25.000

Planungsbüro REINOLD
Raum- und Stadtplanung IfR

31737 Rinteln - Seetorstraße 1a
Telefon 05751 - 9646744 Telefax 05751 - 9646745

Bauleitplanung der Stadt Bückeburg
Landkreis Schaumburg

3. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 2 A

"Kreuzbreite"
einschl. örtlicher Bauvorschriften und

einschl. 3. Berichtigung des
Flächennutzungsplanes

Bebauungsplan der Innenentwicklung

(gem. § 13 a BauGB)

- Entwurf -
02/2020

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Bückeburg hat die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A
"Kreuzbreite", einschl. örtlicher Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des
Flächennutzungsplanes, nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
i.V.m. § 13 a BauGB in seiner Sitzung am __.__.____ als Satzung (§ 10 BauGB) sowie
die Begründung (gem. § 9 Abs. 8 BauGB) beschlossen.

Bückeburg, den __.__.____

......................................
Bürgermeister

Inkrafttreten

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl. örtlicher
Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des Flächennutzungsplanes, ist gemäß § 10
Abs. 3 BauGB am __.__.____ im Amtsblatt Nr. __/____ für den Landkreis Schaumburg
ortsüblich bekanntgemacht worden.
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl. örtlicher
Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des Flächennutzungsplanes, ist damit am
__.__.____ in Kraft getreten.

Bückeburg, den __.__.____

....................................
Bürgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A
"Kreuzbreite", einschl. örtlicher Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des
Flächennutzungsplanes, ist die Verletzung von Vorschriften sowie beachtliche Mängel des
Abwägungsvorganges beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der
Begründung nicht geltend gemacht worden.

Bückeburg, den __.__.____

....................................
Bürgermeister

Ausfertigungsvermerk

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen
durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des
Rates übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Bückeburg, den __.__.____

.....................................
Bürgermeister

Kartengrundlage: Topographische Karte 1:25.000 (TK 25)
        Maßstab: 1:25.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsichen Vermessungs-
und Katasterverwaltung

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © 2020                Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN)

Präambel des Bebauungsplanes
(mit örtlichen Bauvorschriften)

Aufgrund der  §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 84 der
Niedersächsischen Bauordnung i.V.m. § 58 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Bückeburg diese 3. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl. 3. Berichtigung des
Flächennutzungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden
textlichen Festsetzungen  - sowie den nebenstehenden örtlichen Bauvorschriften - als
Satzung beschlossen.

Bückeburg, den __.__.____

.....................................
Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bückeburg hat in seiner Sitzung am __.__.____ die

Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl. örtlicher
Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des Flächennutzungsplanes, beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB am
__.__.____ ortsüblich bekanntgemacht worden.

Bückeburg, den __.__.____

...........................................
Bürgermeister

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000

Gemarkung:
Flur:

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2020
Landesamt für Geoinformation

    und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Hameln-Hannover

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die
städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze
vollständig nach (AZ: __________, Stand vom __.__.____). Sie ist hinsichtlich der
Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei
möglich.

Rinteln, den __.__.____
LGLN, Regionaldirektion Hameln, Katasteramt Rinteln

......................................................................
(Unterschrift)

Planverfasser

Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl.
örtlicher Bauvorschriften,einschl. 3. Berichtigung des Flächennutzungsplanes und der
Begründung wurde ausgearbeitet vom:

Planungsbüro REINOLD
Seetorstraße 1a - 31737 Rinteln
Tel. 05751 - 9646744 Fax: 05751 - 9646745

Rinteln, den __.__.____

....................................
Planverfasser

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bückeburg hat in seiner Sitzung am __.__.____ dem
Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl. örtlicher
Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des Flächennutzungsplanes und dem
Entwurf der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2
BauGB i.V.m. § 13 a BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __.__.____ ortsüblich
bekanntgemacht.

Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 A "Kreuzbreite", einschl.
örtlicher Bauvorschriften und einschl. 3. Berichtigung des Flächennutzungsplanes und der
Entwurf der Begründung haben vom __.__.____ bis __.__.____ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
i.V.m. § 13 a BauGB öffentlich ausgelegen und wurden gem. § 4 a Abs. 4 BauGB
zusammen mit der ortsüblichen Bekanntmachung zeitgleich auf der Internetseite der Stadt
Bückeburg zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Bückeburg, den  __.__.____

...................................
Bürgermeister

I. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Bauliche Nutzung - Sondergebiet „Großflächiger Einzelhandel - Nahversorger“ –SO-
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 Abs. 3 BauNVO)

1.1 Das Sondergebiet „Großflächiger Einzelhandel – Nahversorger“ dient der Unterbringung eines
großflächigen Lebensmitteleinzelhandels mit zentren- und nahversorgungsrelevantem Kernsortiment.

1.2 Allgemein zulässig ist ein Einzelhandelsbetrieb mit einem nahversorgungsrelevanten Hauptsortiment
und mit einer maximalen Verkaufsfläche (VK) von insgesamt 1.205 m².

1.3 Das zulässige Hauptsortiment des Lebensmitteleinzelhandels umfasst die in der Stadt Bückeburg
zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente gemäß folgender Liste (gemäß Fortschreibung des
Einzelhandelskonzepts für die Stadt Bückeburg 2019):

Zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente

1.4 In Bückeburg zentren- und nahversorgungsrelevante sowie nicht zentrenrelevante Sortimente gemäß
folgender Listen sind nur als Rand- und Nebensortimente des festgesetzten Lebensmitteldiscounters im
Umfang von insgesamt maximal 10 % der festgesetzten maximalen Verkaufsfläche zulässig. Diese
Sortimente werden auf die in Nr. 1.2 festgesetzte max. Verkaufsfläche angerechnet.

Zentren- und Nahversorgungsrelevante Sortimente

Zentrenrelevante Sortimente

Nicht zentrenrelevante Sortimente

2. Gebäudehöhen

Die Höhe der baulichen Anlagen darf 12,0 m, gemessen ab Oberkante natürlichem Geländeniveau,
nicht überschreiten. Ausgenommen hiervon sind untergeordnete Anlagen wie Schornsteine sowie
solche zur Reduzierung von Emissionen (§ 16 Abs. 3 BauNVO).

3. Abweichende Bauweise

In der abweichenden Bauweise kann in beliebiger Länge mit oder ohne seitlichem Grenzabstand gebaut
werden.

4. Erhalt und Schutz der vorhandenen Bäume

Die im Plan gekennzeichneten Bäume (längs der Hannoverschen Straße und Ahnser Straße) sind zu
erhalten, zu schützen und bei Abgang durch hochstämmige Laubbäume, wie Stieleiche, Sommer- und
Winterlinde oder Walnuss, mit einem Stammumfang von mind. 18 - 20 cm zu ersetzen. Für den
jeweiligen Baum ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 8 qm vorzusehen. Die Fläche ist zu

begrünen und nachhaltig gegen Überfahren zu schützen. Durch die Anwendung der DIN 18920 „Schutz
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ sind bei allen
Baumaßnahmen Beschädigungen der Wurzeln, des Stammes und der Krone zu vermeiden.

5. Heckenanpflanzung und -erhalt

Auf den im Plan festgesetzten Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt ist die bestehende Hecke zu
erhalten und zu ergänzen. Hierzu sind einreihig Carpinus betulus (Hainbuche) oder Fagus sylvatica
(Rotbuche) zu pflanzen. Die Mindesthöhe der Hecke darf 1.20 m nicht unterschreiten.

Die Pflanzmaßnahmen sind binnen eines Jahres nach Fertigstellung des Hauptgebäudes
durchzuführen.

II. Örtliche Bauvorschrift über Gestaltung (gem. § 84 Abs. 3 NBauO)

1. Räumlicher Geltungsbereich

Der räumliche Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften erstreckt sich auf das festgesetzte
SO-Gebiet.

2. Materialien

Kunststoff- und Folienmaterial für Wand- und geneigte Dachflächen sind unzulässig (§ 84 Abs. 3 Ziff. 1
NBauO).

3. Stellplatzbepflanzungen

Pkw-Stellplätze sind wie folgt mit hochstämmigen heimischen Bäumen einzugrünen:

- bei Senkrecht- und Schrägaufstellung mindestens alle 8 Stellplätze ein Baum,
- bei Längsaufstellung mindestens alle 5 Stellplätze ein Baum (§ 84 Abs. 3 Ziff. 5 NBauO).

Für den jeweiligen Baum ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 8 qm vorzusehen. Die Fläche
ist zu begrünen und nachhaltig gegen Überfahren zu schützen.

4. Werbeanlagen

Die textlichen Festsetzungen gelten für Werbeanlagen nach § 50 i. V. mit § 84 Abs. 3 Ziff. 2 NBauO:

- unzulässig sind Werbeanlagen über Traufen, Firsten und Dachflächen mit 
Tagesleuchtfarben, mit Lichtwechsel, mit grellem Licht sowie Spannbänder

- Werbeanlagen dürfen nur bis zu einer Höhe von 4,0 m über dem natürlichen 
Geländeniveau installiert werden,

- außerhalb der überbaubaren Flächen sind Werbeanlagen unzulässig.
- Ausnahmen hiervon können nur für Tankstellen erteilt werden.

Die vorstehenden Festsetzungen gelten nicht für zeitlich begrenzte Sonderveranstaltungen.

5. Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt gem. § 80 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr, Entwurfsverfasser oder
Unternehmer vorsätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durchführen lässt oder durchführt, die nicht
den Anforderungen dieser örtlichen Bauvorschriften über Gestaltung entspricht.

III. Hinweise

1. Rechtliche Grundlagen

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung – PlanZV)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. I S. 1057).

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 309).

Niedersächsische Bauordnung (NBauO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBl. S. 88).

2. Archäologische Denkmalpflege

Konkrete archäologische Kulturdenkmale sind nach derzeitigem Kenntnisstand innerhalb des
Plangebietes nicht bekannt. Das Auftreten archäologischer Bodenfunde ist allerdings aufgrund der
bislang fehlenden systematischen Erhebung nicht auszuschließen.
Aus diesem Grund wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa
Keramikscherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfärbungen
oder Steinkonzentrationen, die bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, gem. § 14
Abs. 1 NDSchG auch in geringer Menge meldepflichtig sind. Sie müssen der zuständigen
Kommunalarchäologie (Tel. 05722/9566-15 oder Email: archaeologie@schaumburgerlandschaft.de) und
der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind
nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen,
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet.

3. DIN-Vorschriften und Richtlinien

Die in den textlichen Festsetzungen und Hinweisen zitierten DIN-Vorschriften und Richtlinien werden bei
der Stadt Bückeburg bereitgehalten.

4. Militärischer Flugplatz Bückeburg

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Bauschutzbereiches gem. § 12 (3) 1 a LuftVG des
militärischen Flugplatzes Bückeburg. Es wird aus Flugsicherungsbelangen dem Bauvorhaben bis zu
einer max. Bauhöhe von 15 m über Grund zugestimmt.
Ferner befindet sich das Plangebiet in einem Hubschraubertiefflugkorridor und etwa 1.800 m vom
Standortübungsplatz Bückeburg/Röcke entfernt. Demzufolge mit Lärm- und Abgasimmissionen durch
den Flugbetrieb/Flugplatz und des militärischen Betriebes des Standortübungsplatzes zu rechnen ist.
Diesbezügliche Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr werden nicht anerkannt.

Kraneinsatz:

Sollte für die Errichtung der Gebäude/Anlagen der Einsatz eines Baukrans notwendig werden, ist hierfür
gemäß § 15 i.V.m. § 12 LuftVG die Genehmigung der militärischen Luftfahrtbehörde erforderlich. Für die
Beantragung dieser luftrechtlichen Genehmigung werden folgende Angaben benötigt:

- Lageplan und Koordinaten im Koordinatensystem WGS 84 (geographische Daten Grad/Min./Sek.)
des Kranstandortes

- Maximale Arbeitshöhe in m über Grund und über NN-Standzeit

Die Genehmigung ist vom Bauherrn rechtzeitig vor Baubeginn (mindestens 3 Wochen vorher) bei der
militärischen Luftfahrtbehörde zu beantragen.

Anschrift militärische Luftfahrtbehörde:

Luftfahrtamt der Bundeswehr
Abteilung Referat 1 d
Luftwaffenkaserne Wahn
Postfach 90 61 10 / 529
51127 Köln
LufABw1dBauschutz@Bundeswehr.org

Bei Änderung der Bauhöhe ist das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr erneut zu beteiligen.

5. Baugrund

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) hat mit Schreiben vom 21.11.2019 darauf
hingewiesen, dass wasserlösliche Gesteine im Planungsgebiet in so großer Tiefe liegen, dass bisher im
Gebiet kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf Verkarstung in dieser Tiefe zurückzuführen ist.
Es besteht praktisch keine Erdfallgefahr (Erdfallgefährdungskategorie 1 gemäß Erlass des
Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.02.1987,
AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich Erdfallgefährdung kann
daher bei Bauvorhaben im Planungsbereich verzichtet werden, sofern sich auch bei der
Baugrunderkundung keine Hinweise auf Subrosion ergeben.

Für Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunderkundung zu
prüfen und festzulegen.

Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der DIN EN
1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN
EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN
1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN
1997-2/NA:2010-12 vorgegeben.

Im Niedersächsischen Bodeninformationssystem NIBIS (https://nibis.lbeg.de/cardomap3/) können unter
dem Thema Ingenieurgeologie Informationen zu Salzstockhochlagen, zur Lage von bekannten Erdfall-
und Senkungsgebieten (gehäuftes Auftreten von Erdfällen), Einzelerdfällen, Massenbewegungen sowie
zum Baugrund abgerufen werden.

Diese Hinweise des LBEG ersetzen keine geotechnische Erkundung des Baugrundes.

6. Hinweise für Maßnahmen für den Artenschutz

a. Die Baufeldfreiräumung und Baumfällungen oder Gehölzrückschnitte sind aus 
artenschutzrechtlichen Gründen nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar 
(außerhalb der Brutzeit) zulässig. Ein abweichender Baubeginn innerhalb der Brutzeit ist im 
Einzelfall bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreis Schaumburg zu beantragen und nur
nach vorheriger Prüfung und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig.

b. Im Baufeld sind ggf. vorhandene Höhlenbäume vor Fällung bzw. Gebäude vor Abriss auf 
Fledermausbesatz zu kontrollieren und die Ergebnisse zu dokumentieren (Fachmann für 
Fledermäuse). Der Bericht ist vor Fällung der Höhlenbäume bzw. vor Abriss der Gebäude der 
Naturschutzbehörde des Landkreises Schaumburg zur Prüfung vorzulegen. Die Fällung eines 
durch Fledermäuse genutzten Höhlenbaumes ist im Einzelfall bei der Unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreis Schaumburg zu beantragen und nur nach vorheriger Prüfung
und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig.

7. Hinweise zum Immissionsschutz (Nachweis im Baugenehmigungsverfahren)

Im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung kann im Bereich der Anlieferzone die Errichtung
Geräusche mindernder Maßnahmen erforderlich werden. Neben der Errichtung einer Schallschutzwand
wäre alternativ auch die Umsetzung einer innenliegenden Rampe und einer Torrandabdichtung möglich.
Im Baugenehmigungsverfahren sind entsprechende schalltechnische Nachweise zu erbringen, die auf
eine Verträglichkeit der mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Betriebsgeschehnisse und deren
Auswirkungen auf die unmittelbare Nachbarschaft eingehen.


